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gestellt. Eine besondere Erwähnung von Eingebore­
nen oder N aturvölkern findet sidi in einer offiziellen 
Erklärung des Treuhänderaussdiusses, in der ihnen 
Emanzipation versprodien wird. In der Praxis wurde 
jedod i der Komplex der Eingeborenenfragen an die 
Internationale Arbeitsorganisation abgesdioben. Sdion 
der Mandatskommission des Völkerbundes war es 
k lar geworden, daß mit dem Anstreben einer poli­
tisd ien  Autonomie und Unabhängigkeit das Ein­
geborenenproblem  nicht autom atisdi gelöst werden 
konnte. In m andien Mandatsgebieten sind sehr un- 
te rsdiiedlid ie Volks- oder Stammeseinheiten sei5haft, 
die sidi audi in ihrem wirtsdiaftlidien, sozialen und 
kulturellen  Niveau stark untersdieiden. Diese Unter- 
sdiiede dürften neben den politisdien Rüdcsiditen, 
die eine hödiste internationale Organisation bei all 
ihren Entsdieidungen nun einmal nehmen muß, dazu 
geführt haben, daß man die Eingeborenenfrage als 
Sondergebiet deklarierte und im Juli 1926 die Inter­
nationale Arbeitsorganisation bzw. das Internationale 
Arbeitsam t beauftragte, sidi mit den sozialen und 
w irtsdiaftlidien Verhältnissen der Eingeborenen in 
den M andatsgebieten und in Südamerika zu befassen. 
Von 1926 bis 1936 wurden dort eingehende, aber nidit 
sehr sadiverständige Studien durdigeführt.

Eine Internationale Arbeitskonferenz, die 1946 in 
Philadelphia tagte, besdiloß getrennt eine Regelung der 
Eingeborenenflage für die M andats- und Kolonialge­
biete und eine Regelung für die selbständigen Staaten 
auszuarbeiten. Eine Konvention für die Kolonialge­
biete, die in der Hauptsadie Sozial- und Arbeitsfragen 
behandelt, wurde 1947 auf einer Internationalen Ar­
beitskonferenz in Genf angenommen. Nadidem die
4. Konferenz der amerikanisdien M itglieder der IAO 
sidi 1949 in Montevideo erneut für eine Konvention 
über die Eingeborenenprobleme in selbständigen 
Staaten ausgesprodien hatte, konnte sie auf der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz 1957 zur Autorisierung 
vorgelegt werden. In ihr wird zum erstenmal ver­
sudit, alle Seiten des Eingeborenenproblems auf den 
Generalnenner einer einheitlidien internationalen

Lösung zu bringen. In dieser Konvention und in 
einer Empfehlung werden Sdiulerziehung, gesund- 
heitlidie Betreuung, Sondergeriditswesen für Einge­
borene, Bodenreformen, Arbeitsvorschriften, Eigen- 
tum sredite und das Sprachenproblem behandelt.
Die im Jahre 1947 in Genf angenommene Konvention, 
die sich mehr auf das eigentliche A rbeitsgebiet der 
IAO beschränkte, ist bisher nur von vier Staaten 
anerkannt worden. Die Konvention von 1957, die sich 
mit allen Fragen des Eingeborenenproblems befaßt, 
dürfte — wie ihre Gegner prophezeien — von nodi 
weniger Ländern ratifiziert werden. Der von den Re­
gierungsvertretern Englands, Kanadas und der USA 
erhobene Einwand, daß die IAO mit dieser Konven­
tion ihre Kompetenzen überschreite, scheint zutreffend 
zu sein. W enn dem gegenüber die Sprecher des Inter­
nationalen Arbeitsamtes, die die Konvention ausge­
arbeitet haben, sich darauf berufen, daß die von ihnen 
aufgestellten Normen die Billigung der UNO, der 
FAO, der Unesco und der W eltgesundheitsorganisa­
tion gefunden hätten, so liegt die Frage nahe, warum 
die UNO nicht direkt die Verantwortung für eine so 
umfassende internationale Behandlung des Eingebo­
renenproblems übernommen hat.
Die Zukunft wird zeigen, w ieviel Staaten bereit 
sind, ihre Eingeborenenpolitik der Kontrolle des IAA 
zu unterstellen. Die Frage, ob die Regelung des Ein­
geborenenproblems nicht besser national je nadi den 
recht unterschiedlichen V erhältnissen erfolgen könne, 
bleibt offen. Sicher brauchen eine Reihe von jungen 
Staaten und M andatsgebieten zweifellos recht erheb­
liche finanzielle Unterstützung und „technisdie Hilfe", 
wenn sie die Eingeborenenstämme und ihre Gebiete 
in die moderne W irtschaft eingliedern und kulturell 
heben wollen. Der W ert der Arbeiten, Empfehlungen 
und Konventionen der IAO und des Treuhänderaus- 
schusses der UNO dürfte aber zweifellos darin liegen, 
daß man sich dort, wo man sich mit der Eingliede­
rung von Eingeborenengebieten befassen will, daran 
erinnert, daß im 20. Jahrhundert gewisse humane, 
kulturelle und soziale Regeln zu beachten sind.

Wirtschaftswadistum und Einwanderungsfrage in Südafrika
Dr. Ernstj Rudolf, Hamburg

Man kann mit gutem Recht sagen, daß die Abhän­
gigkeit der Weiterentwicklung der südafrikani­

schen W irtschaft von Kapitalimporten mit zunehmen­
der Industrialisierung allmählich geringer werden 
wird. Der Zustrom des zweiten wichtigen Produktions­
faktors, der qualifizierten Arbeit; wird dagegen immer 
notwendiger werden: Das Wachstum der südafrika­
nischen W irtschaft kann nur dann im gegenwärtigen 
Tempo fortschreiten, wenn auf irgendeine W eise der 
M angel an qualifizierten Arbeitskräften behoben wird. 
Die gegenwärtige Einwanderungspolitik der Südafri­
kanischen Union trägt dieser Tatsache nicht Rechnung, 
sie hat im Gegenteil zu einer für alle Beteiligten un­
befriedigenden Situation geführt. Die gegenwärtige

Politik wurde 1948 von der Regierung Malan festge­
legt, also zu einem Zeitpunkt, an dem der Nachkriegs­
boom noch nicht als langfristiger Wachstumsprozeß 
erkannt worden war, und sie wurde auf Grund der 
Vorkriegserfahrungen konzipiert; sie nennt sich 
„selektive Einwanderungspolitik", wir möchten sie 
aber eher als restriktiv, wenn nicht prohibitiv bezeich­
nen. In den letzten Jahren  wird diese Frage in der 
Union wieder verstärk t diskutiert, eine Umstellung 
auf eine liberalere Politik wäre aber für die Regierung 
der Nationalen Partei eine so grundlegende Umwäl­
zung, daß der Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse 
wohl noch einige Jahre wird wirken müssen, ehe sie 
zustande kommt.
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Immerhin zeigt die Abberufung der bis 1955 in Köln 
tätigen W erbekommission, die Europareise des Innen­
m inisters Dr. Dönges im gleichen Jahr und die darauf­
folgende Gründung eines Informationsbüros in Den 
Haag, daß die offiziellen Stellen der Union mit dem 
gegenwärtigen Zustand nicht zufrieden und auch wohl 
zu gewissen N euerungen bereit sind, wenn auch offen­
sichtlich Ratlosigkeit darüber herrscht, was getan 
werden könne.

Dr. Dönges hat seinerzeit von einem Mangel an 
Einwanderern gesprochen, was im Munde eines Mini­
sters der N ationalen Partei neu ist. Er hat diesen 
M angel mit dem wachsenden W ohlstand und der 
steigenden sozialen Sicherheit in den H auptausw an­
derungsländern. erklärt. Ebenso hat der V erkehrs­
m inister Schoeman, der im Kabinett M alan Arbeits­
minister war, auf seiner Europareise im September 
1956 mit Bedauern festgestellt, daß der „Pionier- und 
Abenteurergeist in Europa auszusterben scheine". 
Beide Äußerungen gehen an der Tatsache vorüber, 
daß der M angel an Einwanderern nicht so sehr in 
einem Rückgang der Auswanderungsfreudigkeit in 
Europa, sondern in den restriktiven Gesetzen der 
Union begründet ist.

DIE EINWANDERUNGSGESETZGEBUNG

Die restriktiven Gesetze der Union bestehen natürlich 
nicht von ungefähr, sie haben ih re gute Begründung 
in der Geschichte der Südafrikanischen Union; 
aber gerade diese Bindung an gewisse Traditionen 
erschwert eine Umstellung.

Südafrika ist nie das Ziel besonders großer Auswan­
dererström e gewesen. Daran träg t z. T. das Klima 
schuld, besonders aber wohl die Tatsache, daß die 
Union im Gegensatz zu den USA, Kanada, Australien 
und N euseeland immer eine überwiegende Mehrheit 
von Farbigen behalten hat, mit der die weißen Siedler 
eigentlich bis in das 20. Jahrhundert hinein in dau­
erndem Kampf lagen. Einer der wichtigsten Gründe 
ist auch wohl der, daß die industrielle Entwicklung, 
während die Möglichkeit der freien Landnahme schon 

'lange nicht mehr bestand, erst in den 30er Jahren 
dieses Jahrhunderts einsetzte. Bergbau und Farm­
wirtschaft w aren bis zu diesem Zeitpunkt die beherr­
schenden Wirtschaftszweige, und beide w aren auf die 
unqualifizierte A rbeit der Bantu aufgebaut, beide 
w aren keineswegs auf nennensw erte Zuwanderung 
aus Europa angewiesen.

Die erste einheitliche gesetzliche Regelung der Ein­
w anderung nach der Gründung der Union brachte das 
E i n w a n d e r e r g e s e t z  von 1913 (Immigrants 
Regulation Act), das in revidierter Form noch heute 
in Kraft ist und durch die neueren Gesetze nur er­
gänzt wurde. Im ersten W eltkrieg versiegte der Ein­
wandererzustrom fast ganz, so daß mit dem Gesetz 
keine Erfahrungen gemacht werden konnten. Die Nach- 
kriegseinwanderungswelle wurde in der Union durch 
die schwere W irtschaftskrise von 1921 abgestoppt, 
die für die Union im gleichen Zeitpunkt dasselbe 
leistete wie das Quotengesetz für die USA.

Ein Q u o t e n g e s e t z  gab es in der Union erst 
seit Mai 1930. Dieses Gesetz, das offensichtlich nach 
amerikanischem Vorbild von der Regierung Hertzog 
eingeführt wurde, hatte hauptsächlich den Zweck, die 
starke Einwanderung aus ost- und südosteuropäischen 
Ländern zu beschränken, die sich nach dem Erlaß 
des amerikanischen Gesetzes nach Südafrika zu wen­
den begann, als sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
dort besserten. In Südafrika wurden Quoten aller­
dings nur für diejenigen Länder eingeführt, die nicht 
auf der im Gesetz vorgesehenen Freiliste verzeichnet 
waren. Freie Einwanderung wurde durch diese Liste 
aus folgenden Ländern ermöglicht: Britisches Com­
monwealth und USA; Niederlande, Belgien und 
Frankreich; Deutschland, Österreich, und Schweiz; 
Skandinavien ohne Finnland; Italien, Spanien und 
Portugal. Dieses Gesetz hatte  einen starken Rück­
gang der Einwandererzahlen zur Folge, der aller­
dings gleichzeitig durch die W eltwirtschaftskrise mit 
verursacht wurde. Die Südafrikanische Union erholte 
sich nach der großen Krise als eines der ersten Länder, 
und vom Tiefstpunkt im Jahre 1933 ergab sich dann 
auch wieder ein Anstieg der Einwandererzahlen, der 
un ter dem Eindruck der z. T. strukturellen („Poor 
Whites") Arbeitslosigkeit in der Union zu einer N eu­
regelung der Einwanderung durch das noch heute gül­
tige F r e m d e n g e s e t z  v o n  1 9 3 7  (Wet op 
Vreemdelinge/Aliens Act) führte, das grundsätzlich 
jede Einwanderung von einer behördlichen Sonder­
genehmigung abhängig machte.

W er nicht in einem der Commonwealthländer (oder 
der Republik Irland) geboren ist, darf nach diesem 
Gesetz die Union von Südafrika nur betreten, wenn 
er im Besitz eines zeitlich begrenzten Visums oder 
einer Daueraufenthaltsgenehmigung ist. W ährend das 
Besuchervisum verhältnism äßig leicht erhältlich ist 
(man muß allerdings die Rückpassage vorausbezahlen 
und nachweisen, von welchen Geldmitteln man in der 
Union leben kann, darüber hinaus auf V erlangen der 
Behörden eine recht beachtliche Summe als Sicherheit 
deponieren), muß jede Daueraufenthaltsgenehmigung 
von einem Einwanderer-Auswahlausschuß genehmigt 
werden, der seine Zustimmung nur erteilen darf, 
wenn er zur Ansicht kommt, daß der Beruf, den der 
Einwanderer in der Union ergreifen will, nicht über­
setzt sei. Gültig wird die Genehmigung erst durch 
die Unterschrift des Innenministers, und verw altet 
und überwacht wird sie durch den Kommissar für 
Einwanderung und A siatenangelegenheiten i). Der 
Prozeß der Bearbeitung der A nträge auf Daueraufent­
halt nimmt m ehrere Monate, oft über ein halbes Jahr 
in Anspruch, was teils daran liegt, daß drei Behörden 
damit befaßt sind, teils daran, daß alle diese Behör­
den großen Mangel an A rbeitskräften haben.

W esentlicher Hinderungsgrund für die Einwanderung 
überhaupt ist die Vorschrift, daß man vor der A ntrag­
stellung im Besitz eines A rbeitsvertrages sein muß. 
Diese Bedingung ist für den Auswanderungswilligen
‘) D er du rd isd in ittlid ie  S taa tsbürger d e r Union is t in  der Regel 
em pört, w enn er von einem  Einw anderer erfahren  muß, daß für 
dessen  A ngelegenheiten  der Asiaten-K om m issar zuständig ist. Er 
selbst w ürde das für eine Beleidigung halten .
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über 10 000 km Entfernung hinweg sehr schwer zu 
erfüllen. In Anbetracht der Tatsache, daß die Bearbei­
tung der A nträge so lange dauert, können überhaupt 
nur solche Firmen Einwanderer einstellen, bei denen 
eine P lanung des Arbeitsbedarfs auf mindestens ein 
Ja h r im voraus möglich ist. Sdiließlich hat diese 
Bestimmung noch einen weiteren Nachteil; sie ver- 
hilft gewissen Agenturen, die Scheinverträge ver­
mitteln, zu einer zwielichtigen, gesetzlosen Existenz.

Ist der Einwanderer in der Union eingetroffen, so 
unterliegt er strengen Kontrollen, die zwar nicht all­
zuw eit über das hinaus gehen, was er von Europa 
gew ohnt ist, die ihn aber wesentlich mehr belasten 
als den Staatsbürger der Union. Besonders wichtig 
un ter diesen Beschränkungen sind für ihn die Be­
schränkung der Freiheit der Berufswahl und der 
Freiheit der W ahl des Arbeitsplatzes. Innerhalb einer 
Frist von m ehreren Jahren darf er nur den Beruf 
ausüben, den er in seinen Anträgen genannt hat, 
widrigenfalls macht er nicht nur sidi selbst, sondern 
auch seinen A rbeitgeber strafbar. Die Genehmi- 
gungspflidit für den^ W edisel des Arbeitsplatzes ist 
ein ganz besonderes Hindernis für den Einwanderer. 
Erst wenn er sidi m ehrere Monate in der Union auf­
gehalten hat, kann er seine Chancen dort riditig 
beurteilen und kann feststellen, w eldier Lohn für 
ihn erzielbar ist.

Immerhin, audi die Genehmigungen zum Wechsel 
des Arbeitsplatzes und des Berufes sind zu erhalten, 
und häufiger W edisel des Arbeitsplatzes gilt in der 
Union als ein Zeidien von Strebsamkeit und beson­
derer Initiative.

DIE EINWANDERUNGSPOLITIK VON SMUTS

General Hertzog, der für das Quotengesetz und das 
Fremdengesetz verantw ortlidi war, mußte 1939 im 
Zusammenhang m it der Frage des Kriegseintritts der 
Union abtreten. Nach Kriegsende entw idielte die 
Regierung Smuts eine völlig neue Politik, die eine 
wesentliche V erstärkung der Einwanderung vorsah. 
In V oraussidit der Industrieentwidclung und der Mög­
lichkeiten der Ausweitung des Bergbaus, wegen der 
akuten A rbeiterknappheit und wohl auch, um das 
weiße Element in der Union zu stärken, führte Smuts

(ohne Änderung der gesetzlichen Grundlage) ein 
Unterstützungsprogramm ein: Für das Jah r 1947/48 
wurden z. B. 33 000 Pfund für Darlehen an Einwan­
derer aus öffentlidien M itteln bereitgestellt. M ehrere 
Truppentransporter der Union Castle Line wurden ge­
chartert, um die- Passagekosten herabzudrüdien, die 
Behörden w urden angewiesen, die Einwanderung in 
jeder W eise zu erleichtern. Smuts wollte zwisdien 1946 
und 1956 etwa 400 000 bis 500 000 Einwanderer ins 
Land holen, was natürlid i von vornherein nur durch 
Aufgabe der selektiven Prinzipien möglidi sdiien. 
Diese Politik traf auf heftige Kritik aus dem natio­
nalen Lager und war tatsächlich sdiw eren Belastun­
gen ausgesetzt, als in Johannesburg eine unglaub­
liche W ohnungsnot entstand, die teilweise menschen­
unwürdige V erhältnisse für Einwandererfamilien 
zur Folge hatte, und als die Krim inalstatistik gewisse 
Zusammenhänge zwisdien dem A nstieg des V er­
brecherunwesens am W itw atersrand und der Einwan­
derung aufdedcte. Darüber hinaus wurde aber der 
Verdacht ausgesprochen, die Regierung versuche 
mit Hilfe der Einwanderungspolitik {es kam en haupt- 
sächlidi Engländer) das Verhältnis der beiden Staats­
sprachen 2) in der Union zu verschieben und auch 
Stimmen für die Vereinigte Partei zu gewinnen. Die 
liberale Einwanderungspolitik von General Smuts war 
dann auch nicht von langer Dauer. Am 2. 5. 1947 war 
die „Carnarvon Castle" mit dem ersten Einwandörer- 
transport in Kapstadt angekommen, bis zum 5. 3. 1948 
waren insgesamt 16 Schiffsankünfte erfolgt. Am 26. 5. 
1948 kam auf Grund des W ahlsieges der Nationalen 
Partei die Regierung M alan an die Macht, und eine 
ihrer ersten Am tshandlungen w ar die Kündigung 
des Transportvertrages mit der Union Castle Line.

DIE POLITIK DER NATIONALEN PARTEI 
Die weiteren Maßnahmen betrafen zunächst die Auf­
hebung aller Förderungsprogramme. Die Einwande­
rungspolitik der Nationalen Partei ist eigentlidi nicht 
als restriktiv  geplant, sondern m an will eben nur 
keine besondere Förderung betreiben. Die zweite 
w iditige Gruppe von Maßnahmen betraf die Gleich­
stellung oder wenigstens die A nnäherung der Rechts-
*) 1956: A frikaans 56,9 V#, Englisdi 39,5 •/# d e r w eißen Bevölkerung. 
Die größten  F iem dspradiengruppen w aren : Deutsch rd. 20 000 Per­
sonen, Holländisch rd. 11 000 und Jiddisch rd. 10 000 Personen.
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läge der britischen Einwanderer an die der übrigen 
Volksgruppen. Die Briten brauchten bisher nur dem 
Gesetz von 1913 zu genügen; sie waren nicht wie die 
übrigen Einwanderer der Prüfung durch den Einwan­
derer-Auswahlausschuß auf Grund des Gesetzes von 
1937 unterworfen. Das wurde jetzt anders. Der Sciiluß- 
stein zu dieser Politik war die Angleichung der N atu­
ralisierungsgesetze. Für alle Einwanderer wurden 
scbärfere Gesundheitskontrollen und strengere Prüfung 
der fachlichen Qualifikation vorgeschrieben. Im ganzen 
kehrte man also zur Politik der Vorkriegszeit zurück. 
Die Zahl der Einwanderer betrug sdion 1949 nicht 
mehr die Hälfte der Vorjahreszahl und stabilisierte 
sich in den folgenden Jahren auf einem Niveau 
zwischen 12 000 und 18 000 Personen jährlich, das 
etwa beim Doppelten der letzten Vorkriegsjahre liegt 
Die Zusammensetzung dieser sorgfältig ausgewähl­
ten Einwanderer ist so, daß über die Hälfte ihrer 
Anzahl von den vier größten Gruppen gestellt wird: 
Briten (jeweils etwa ein Viertel der Gesamteinwan­
derung), Holländer, Deutsche und Italiener. 1956 muß­
ten die Deutschen allerdings den dritten Platz zum 
ersten Mal an die Italiener abgeben. Die Zahl der 
deutschen Einwanderer ist seit 1953 — wie die der 
Holländer seit 1954' — Jahr für Jahr gefallen, wäh­
rend die Zahl der italienischen Einwanderer seit 1953 
in raschem Anstieg begriffen ist,
®) Die N aturalisierungsperiode w urde für Briten von 3 auf 5 Jah re  
heraufgesetz t, fü r die übrigen  Einw anderer von 6 auf 5 Jah re  
herabgesetz t. ■

W enn auch bisher die Zahl der Einwanderer nicht 
mehr unter 10 000 gefallen ist, so könnte man doch 
aus dem Zahlenm aterial seit 1952 einen fallenden 
Trend herauslesen. W ichtiger noch aber ist die Tat­
sache, daß die Auswanderung aus der Union nach 
dem Kriege alle Zahlen der Vorkriegszeit übertrifft. 
Die Jahre 1950 und 1951 sahen eine Auswanderungs­
welle, die verursachte, daß in diesen beiden Jahren 
die Union überhaupt keinen W anderungsgewinn hatte, 
1950 sogar einen W anderungsverlust von fast 2000 
Menschen aufwies. Diese hohen Auswanderungs- 
zahlen wurden zwar bisher nicht w ieder erreicht, 
aber seit 1952 ist die Auswanderung in ununter­
brochenem Anstieg begriffen )̂, so daß man erw arten 
kann, daß die Union, wenn sich auch dieser Trend 
fortsetzen sollte, schon von 1957 oder 1958 an keinen 
Bevölkerungszuwachs durch die W anderungsbewe­
gungen mehr erhalten wird. Der W anderungsüber­
schuß lag im Durchschnitt der letzten fünf Jah re  so­
wieso nicht viel höher als im Durchschnitt der letzten 
Vorkriegsjahre und macht heute wie damals nur einen 
geringen Prozentsatz des natürlichen Bevölkerungs- 
Wachstums ®) der Union aus.
Die Auswanderungswelle von 1950/51 wird manchmal 
mit der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch 
die Nationale Partei in Verbindung gebracht. Manche 
britischen Südafrikaner sollen das Land aus diesem 
Grunde verlassen haben; der eigentliche Grund scheint 
uns aber mehr die große Anziehungskraft der Zen­
tralafrikanischen Förderation zu sein, was allein schon 
daraus hervorgeht, daß auch viele Afrikaans spre­
chende Südafrikaner sich diesem neuen „Treck" ange­
schlossen haben.

Der Einwanderungsübersdiuß 1925—1956

Jahr Einw anderung A usw anderung Einw anderungs­
übersdiuß

1925 5 428 4 483 945
1926 6 575 3 799 2 776
1927 6 598 3 988 2 610
1928 7 050 4 127 2 923
1929 7 895 3 597 4 298
1930 5 904 4 623 1 281
1931 4 140 2 697 1 443
1932 3 098 2 339 759
1933 3 031 1 829 1 202
1934 4 702 1 767 2 935
1935 6 500 1 865 4 635
1936 10 840 2 716 8 124
1937 7 927 3 716 4 211
1938 7 435 4 022 3 413
1943 896 2 153 —1 257
1944 953 2 441 —I 488
1945 2 329 4 818 —2 489
1946 11 256 9 045 2 211
1947 28 839 7 917 20 022
1948 35 631 7 534 28 097
1949 14 780 9 206 5 574
1950 12 803 14 644 —1 841
1951 15 243 15 382 — 139
1952 18 473 9 775 8 698
1953 16 257 10 220 6 037
1954 16 416 11 336 5 080
1955 16 013 12 516 3 497
1956 . 14 919 12 885 2 034

W enn man aus der vorstehenden Übersicht das Fazit 
zieht, kann man sagen, daß die restriktive Einwan­
derungspolitik der Union zur Folge hat, daß eine
*] D abei muß m an nodi berücksichtigen, daß d ie A usw anderer­
s ta tis tik  w ahrscheinlidi ungenauer, nämlich unvo llständ iger is t a ls- 
die E inw andererstatistik , da sie nur auf den  A ngaben der A us­
reisenden beruht, w ährend die E inw anderungsstatistik  w ohl ziem ­
lid i zuverlässig jeden  erfaßt, der D aueraufenthaltserlaubnis erhält.
®) Der G eburtenübersdiuß  betrug  im D urdisdin itt der Jah re  1927/34 
rd. 28 000 Personen jährlich, 1947/53 rd. 44 000.
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kurzfristige Vergrößerung der weißen Bevölkerung 
der Union durch Einwanderung nicht möglich erscheint 
und daß auch bei einer eventuellen Lockerung der 
jetzigen Bestimmungen nicht mit einer umwälzen­
den Änderung der Lage gerechnet werden kann. 
Diese vom wirtschaftlichen Standpunkt aus gesehen 
außerordentlich bedauerliche Tatsache läßt uns die 
Frage stellen: W arum betreibt die Regierung Strijdom 
ebenso wie vor ihr die Regierung Malan diese soge­
nannte selektive, in W irklichkeit aber restriktive 
Einwanderungspolitik?

ARGUMENTE GEGEN DIE EINWANDERUNG 
Die offizielle Begründung der südafrikanischen Ein­
w anderungspolitik lautet etwa folgendermaßen: „Da 
die W eißen der farbigen Bevölkerung ein Beispiel 
geben müssen, is t’ es notwendig, daß die Regierung 
nur ausgewählte Einwanderer zuläßt, von denen man 
sicher sein kann, daß ihre Anwesenheit ein Gewinn 
für das Land sein wird. Darüber hinaus müssen die 
Interessen der farbigen Bevölkerung geschützt wer­
den, für die ungelernte und halbqualifizierte Arbeiten 
in der Industrie die einzige Aufstiegsmöglichkeit dar­
stellen. Aus beiden Gründen dürfen nur Facharbeiter 
aus Europa einwandern."
Spricht man mit dem Mann auf der Straße, so kann 
man diese Argumente um einige ergänzen. Die Süd­
afrikaner denken so: Die wichtigste Tatsache für ihr 
Leben und ihr Schicksal als Volk sei, daß sie einer 
M ehrheit von Farbigen im V erhältnis 1:4 gegen­
überstehen. Dieses Verhältnis könne man zwar durch 
Einwanderung zugunsten der W eißen verschieben, 
und deshalb begrüßt man jeden, der gekommen ist,

, um ehrlich am weiteren Aufbau des Landes zur Erhal­
tung der weißen Zivilisation mitzuarbeiten. Eine quan­
titative Vermehrung habe aber nur dann einen Sinn, 
wenn der Zweck der Maßnahme, eben die Erhaltung 
der weißen Zivilisation, erreicht werde. Unter den 
südafrikanischen Voraussetzungen sei das aber nur 
im Rahmen der getrennten Entwicklung (Apartheid) 
von Schwarz und Weiß möglich. Deshalb dürfe man 
auf keinen Fall dulden, daß in Südafrika ein weißes 
Lumpenproletariat entstehe. Eine solche Schicht de­
klassierter Menschen untergrabe die A utorität des 
weißen M annes und mache, da diese Einwanderer 
in den unteren Berufsschichten nicht m it der Ent­
lohnung der farbigen Arbeiter konkurrieren können, 
kostspielige soziale Maßnahmen notwendig.
Das Problem der sogenannten „armen W eißen" spielt 
natürlich in der Einwandererdiskussion eine große

Rolle. Man erinnert sich nur zu gut, wie im Zuge des 
Bevölkerungswachstums und der M odernisierung der 
Landwirtschaft vor 30 bis 40 Jahren  eine ländliche 
Überschußbevölkerung entstand, die zunehmend ver­
arm te und für die Union, die noch keine aus­
gebaute Sozialgesetzgebung hatte, schwierigste Proble­
me aufwarf. Diese Probleme sind zwar heute gelöst: die 
Söhne und Töchter der „armen Weißen" haben in der 
Industrie als Facharbeiter gute Posten gefunden, die 
letzten Alten von der Generation der „armen Wteißen" 
sieht man heute nurmehr als Gärtner in öffentlichen 
Anlagen und als Papieraufsaminler imd Nachtwächter 
in Regierungsgebäuden: aber die Furcht vor einer 
neuen derartigen strukturellen Arbeitslosigkeit, die 
bei jeder kleinen W irtschaftskrise eine Katastrophe 
heraufbeschwören kann, sitzt den Südafrikanern seit 
der W eltwirtschaftskrise in den Knochen.
Aus sozialpolitischen Gründen kann man also nicht 
mehr Einwanderer aufnehmen, als die W irtschaft rei­
bungslos absorbieren kann. Die Einflußnahme der 
Gewerkschaften — die zwar in der Union nicht eine 
so bedeutende Rolle spielen wie in A ustralien — 
w irkt darauf hin, daß die Schätzungen darüber, w ie­
viel Einwanderer die W irtschaft „reibungslos absor­
bieren" kann, sehr vorsichtig angestellt werden.
In Südafrika gibt es aber noch einen Faktor, der 
gegen eine stärkere Einwanderung wirkt: die aus­
gesprochene „Fremdenfeindlichkeit" gewisser Kreise 
der Afrikaans sprechenden Südafrikaner. Diese Afri­
kaner, Nachkommen der Buren, hegen aus guten 
historischen Gründen eine Abneigung gegen Auslän­
der, die nach der Union kommen, um „schnell Geld 
zu machen" und dann wieder in ihre überseeische 
Heimat zurückzukehren. Unauslöschlich ist in ihrem 
Bewußtsein als” Volk eingeprägt, wie die Burenrepu­
bliken an dem Problem Uitlanders zugrunde gegan­
gen sind.
Heute stehen die südafrikanischen Politiker nun vor 
der Aufgabe, aus dem englischen und afrikaansen 
Element unter Assimilierung der vielen sonstigen 
Volksgruppen eine einheitliche Nation zu schaffen. 
Man will sich einfach nicht mit dem Gedanken ab fin -' 
den, Südafrika sei ein „Vielvölkerstaat". Neben der 
Auseinandersetzung zwischen der englischen und der 
afrikaansen Sprache will man nicht noch verstärkte 
M inderheitsprobleme mit holländischen, deutschen, ita­
lienischen, portugiesischen und griechischen Sprach- 
gruppen haben. Die Folgerung aus alledem ist, daß 
man nur so viel Einwanderer zulassen kann, als sprach­
lich reibungslos assimiliert werden können.

H a n s e a t i s c h e r  A f r i k a  D i e n s t
• Gemeinschaftsdienst der Reedereien

H.  M.  G E H R C K E N S  H A M B U R G  F R A N Z  L  N I M T Z  H A M B U R G
Regelm äßige Fracht- und  Passage-Gelegenheit

VON H A M B U R G / B R E M E N  NACH WESTAFRI KA
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Rassenpolitisdie, sozialpolitische und nationalpoli­
tische Gründe haben dazu geführt, daß in  einer Zeit un- 
gekannten w irtsdiaftlidien Aufschwungs das A rbeits­
kraftpotential der Union nur spärlidien Zugang aus 
Europa erhielt und infolgedessen seit m indestens 1950 
von einer ausgesprodienen akuten A rbeiterknappheit 
in der Union gesprochen werden muß.
Der Arbeiterm angel wird natürlich dort zuerst spür­
bar, wo am sdilechtesten bezahlt wird, das ist in der 
Union der Staatsdienst. Besonderen Arbeiterm angel 
weisen deshalb die Südafrikanischen Eisenbahnen 
(SAS/SAR) auf, die sich aus diesem und anderen 
Gründen zu einem Engpaß ers ten 'R anges für die 
gesamte W irtschaft entwickelt haben.
W ie andere Behörden schon seit jeher, betreiben die 
SAS/SAR seit 1925 die sogenannte „zivilisierte A rbeits­
politik", die darin besteht, daß m an ohne Rücksicht 
auf V erluste soviel wie irgend möglich nur weiße 
Arbeitskräfte beschäftigt, auch wenn die Löhne für 
W eiße wesentlich höher sind als für ihre farbigen 
Konkurrenten. Diese Politik wurde seinerzeit als eine 
der Maßnahmen zur Lösung des Problems der „armen 
W eißen“ eingeführt, später zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit der W eltwirtschaftskrise fortgesetzt 
und schließlidi aus den verschiedensten Gründen bei­
behalten.
Folgerichtig hat man, als der M angel an Arbeitskräften 
immer dringender Abhilfe verlangte, eine W erbe- 
konimission nach Europa geschickt, die sich in Köln 
niederließ und als ein erster Versuch der Union gedeu­
te t werden kann, von der restriktiv-selektiven zu 
einer aktiven, aber natürlich w eiterhin selektiven 
Einwanderungspolitik überzugehen. W ie bekannt ist, 
endete die Tätigkeit der Kommission mit einem 
völligen Mißerfolg. :Sie w urde Anfang 1955 zurück- 
berufen, weil die Zahl der Geworbenen den Aufwand 
nicht rechtfertigte.

DIE EINGEBORHNENARBEIT
In A nbetradit dieser Mißerfolge muß natürlid i die 
Möglichkeit neu diskutiert werden, die für eine Behe­
bung des Arbeitsengpasses in der Heranziehung eines 
qualifizierten Arbeiterstammes un ter den Farbigen 
gegeben ist. Dazu ist zunächst zu sagen, daß die soge­
nannten „Kapmischlirige“ bereits heute als ausge­
zeichnete Facharbeiter anerkannt und beliebt sind 
und daß unter den Asiaten, die in der Union ansässig 
sind (hauptsächlich Inder), keineswegs Arbeitslosig­
keit herrscht. Außerdem ist die Menschenzahl dieser 
beiden Gruppen (der Farbigen im engeren Sinn) zu 
klein, als daß man dort die Lösung des Problems 
suchen könnte. *)
Als „Reservearmee" kommen also nur die etwa 10 
Mill. Bantu in Betracht. Ihrer Verwendung in qualifi­
zierten Berufen stehen aber eine Reihe von H inder­
nissen entgegen: Da ist zuerst einmal die alte Tradi­
tion, die teils aus Konkurrenzgründen, teils mit der 
Begründung rassischer Selbsterhaltung die Ausbil­
dung eines Bantu zu qualifizierter Arbeit als „uneuro-
') Nacb der V olk szäh lu ng  v o n  1951 umfaBt d ie Gruppe der ,K ap- 
m isd iU nge“ rd. 1,1 M ill. P ersonen , d ie  Gruppe der A sia ten  
rd. 370 000.

päisches Verhalten" brandm arkt und die schon seit je  
diirch ihre traditionelle A rbeitsteilung nach „Kaffern"- 
A rbelten und qualifizierten Arbeiten eine rationelle 
A rbeitsteilung verhindert hat. Da ist aber zweitens 
die unglaubliche Rückständigkeit und Prim itivität der 
Bantu selbst. Zum großen Teil leben sie in den Ein­
geborenengebieten auch heute noch wie vor tausend 
Jahren in ihrer Stammestradition.
Der Übergang dieser Menschen in die europäische 
Zivilisation bedarf eines Energieaufwandes, den nur 
einzelne von sich aus aufbringen. N ur bei intensiver 
Hilfestellung durch den Europäer kann die Erziehung 
der Bantu in großem Ausmaß vorankommen. Diese 
Hilfestellung kann aber von der mit dem Industrie­
aufbau vollbeschäftigten weißen Bevölkerung nicht 
aufgebracht werden. Man muß auch die wirtschaftliche 
Seite der Frage sehen; jeder W eiße müßte die Aus­
bildungskosten für beinahe vier Bantu tragen; das ist 
mehr, als ein Pionierland wie Südafrika leisten kann. 
Die Regierung der Nationalen Partei hat in ihrem 
Programm zur getrennten Entwicklung von Schwarz 
und W eiß (Apartheid) zum ersten Mal eine aktive 
Politik auf diesem Gebiet eingeleitet. Das Programm 
der Apartheid widerspricht zwar allen hum anitären 
und liberalen Idealen, aber seine W irkung kann cloch 
eine V erbesserung des Lebensstandards der Bantu 
sein. Für den Arbeitsengpaß der Industrie wird sich 
allerdings eher noch eine V erringerung der Möglich­
keit, schwarze qualifizierte A rbeiter heranzuziehen, 
ergeben, denn es ist das Prinzip der Apartheid, die 
Elite der Bantuarbeiter und ihre Intelligenzschicht auf 
ihre eigenen Aufgaben, besonders in den Eingebore­
nengebieten, hinzulenken. Statt Intelligenz und Ener­
gie aus den Eingeborenengebieten abzuschöpfen, will 
man sie nun gerade dort investieren, um in diesen 
„unterentwickelten Gebieten" der Union einen Wachs­
tumsprozeß in Gang zu bringen. Das bedeutet aber, 
daß für die „europäische“ Industrie in den nächsten 
Jahren' eher weniger als m ehr qualifizierte Bantu- 
arbeiter zur Verfügung stehen werden. Immerhin wird 
das Streben der Bantu nach besserem Lebensstandard 
auf lange Sicht einige W irkungen haben, und unter 
dem Druck des Arbeiterm angels werden sich doch 
wohl einige Chancen in  der Industrie für sie ergeben.

UM EINE NEUE EINWANDERUNGSPOLITIK 
Es w ird nicht verwundern, daß auf Grund der geschil-, 
derten Lage die Diskussion um die Einwanderungspo­
litik aufs neue in Gang gekommen ist, daß unter den 
Afrikanern mehr und mehr Stimmen laut werden, die 
eine verstärk te Einwanderung fordern, und daß auch 
die N ationale Partei sich allmählich zu einer Abkehr 
von ihrer Tradition in dieser Frage zu entschließen 
scheint. Wirklich neue Maßnahmen sind allerdings 
bisher n id it eingeleitet worden. Man kann wohl schon 
jetzt Voraussagen, daß dem Informationsbüro in Den 
H aag nicht viel m ehr Erfolg beschieden sein wird 
als der Kommission in Köln.
A rbeit gibt es in der Union in Hülle und Fülle. W enn 
auch die klassischen Einwanderer-„Jobs" der USA 
(etwa Tellerwäsdier) in  der Union aussdilleßlich den 
Farbigen Vorbehalten sind, so kann doch heute kein
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Einwanderer in Südafrika m ehr „unter die Räder kom­
men", selbst nicht in dem spridiwörtlidi existenzzer­
m ürbenden Johannesburg. Die industrielle Revolution 
sorgt dafür, daß überall neue Arbeitsplätze entstehen 
und nach A rbeitskräften verlangen. Südafrika nimmt 
ohne Zweifel seine Menschen wesentlich stärker in  An­
spruch als Europa. Nicht etwa, daß dort mehr ge­
arbeitet w ürde oder m it mehr „amerikanischem" 
Tempo — das würde das Klima nicht zulassen —, 
die Beanspruchung der Menschen ergibt sich daraus, 
wie ein Beobachter des südafrikanischen Arbeitsm ark­
tes dem Verfasser übertrieben, aber treffend sagte, 
daß jeder auf einen Posten gestellt wird, der eine 
Stufe höher ist, als seinen Qualifikationen entspricht. 
Die Folge der Überbeanspruchung der Menschen in 
Südafrika ist, daß der Besucher aus Europa feststellt, 
daß so viel „nicht klappt", daß so viele Provisorien be­
stehen bleiben und daß so viel experimentiert wird. 
Südafrika ist eben immer noch ein Pionierland in 
vollem Aufschwung.
W enn man diese wirtschaftliche Aufwärtsentwick­
lung aber nicht unter dem Eindruck (wirtschaftspoli- 
tisch nicht haltbarer) Argumente rassenpolitischer, 
sozialpolitischer und nationalpolitischer N atur ta ten ­
los in einem allgem einen Arbeitermangel ersticken 
lassen will, dann wird m an ernsthaft eine neue Kon­
zeption der Einwanderungspolitik erarbeiten müssen. 
Es kann nicht die Aufgabe dieser Darstellung sein, 
Vorschläge zu machen, aber einige erfolgversprechende 
Maßnahmen liegen ziemlich offen auf der Hand.
Um gegenüber den USA, Kanada und Australien, die 
eine aktive Einwanderungspolitik betreiben, Vorteile 
zu gewinnen, müßte hauptsächlich der bürokratische 
Prozeß der Einwandererzulassung vereinfacht und ver­
kürzt werden. Man braucht keineswegs zuzugestehen.

daß ungelernte A rbeiter ins Land hereinkommen 
(völlig ungelernte A rbeiter gibt es übrigens in Europa, 
mindestens aber in Deutschland, eigentlich gar nicht), 
aber für gelernte Kräfte in M angelberufen sollte man 
die Zulassung nicht vom V orhandensein eines Arbeits­
vertrages abhängig machen. Im Gegenteil sollte man 
etwa nach dem Vorbild der 1820-Settlers Associa­
tion ’), eine (vielleicht staatliche?) Institution schaffen, 
die Einwanderer betreut und im Versicherungswege 
ihre Rückreise garantiert, wenn in angemessener Zeit 
keine Arbeit für sie gefunden w erden kann. Es sollte 
mindestens diskutiert werden, ob man nicht H aushalts­
mittel für Darlehen an Einwanderer einsetzen könnte. 
Besonders aber müßten die diskriminierenden Be­
stimmungen für die Einwanderer aufgehoben werden. 
N adi der Einführung des allgerneinen Paßzwanges in 
der Union dürfte auf dem Gebiet des Ordnungswesens 
sowieso keine Sonderregelung für Einwanderer mehr 
nötig sein. Die Freiheit der W ahl des Arbeitsplatzes 
sollte als demokratisches Grundrecht auch dem Ein­
w anderer gew ährt werden, und die Freiheit der W ahl 
des Berufes brauchte nur insow eit eingeschränkt zu 
werden, als die auf einer Sperrliste verzeichneten Be­
rufe nicht ergriffen w erden dürfen.
Bei der Beurteilung der südafrikanischen Einwande­
rungspolitik sind hier lediglich wirtschaftspolitische 
Gesichtspunkt© maßgebend gewesen. Und da ergibt 
sich, daß Südafrika m ehr qualifizierte Einwanderer 
braucht, wenn seine Entwicklung, die Prof. Hesse als 
das „W irtschaftswunder Südafrika" bezeichnet hat, 
nicht in einem fatalen Arbeitsengpaß stecken blei­
ben soll.
’) D iese  p rivate G esellschaft h at 1955 in sgesam t 1 362 v on  den  
16 013 E inw anderern b etreut. S e it  ihrer Gründung im  Jahre 1920 
hat s ie  m ehr a ls  35 000 au sgew äh lte  (britisd ie) E inw anderer in  d ie  
U nion  gebracht.

Strukturwandlungen in der argentinischen Landwirtschaft
F. O. Ehlert, Buenos Aires

^ie W irtschaftskrise, unter der Argentinien in .den  
letzten Jahren  in zunehmendem Maße leidet, ist 

die Folge einer bereits unter Perón eingeleiteten W irt­
schaftspolitik, die durch eine forcierte, unorganische 
Industrialisierung und eine Vernachlässigung der 
Landwirtschaft gekennzeichnet ist. W ährend in  den 
m eisten Ländern der W elt, selbst in den USA, heute 
Ackerbau und Viehzucht von den übrigen W irtschafts­
zweigen, in erster Linie von der Industrie, subventio­
niert werden müssen, hat sich Argentinien den Luxus 
geleistet, den um gekehrten W eg zu gehen, ohne recht­
zeitig genug zu erkennen, daß es im Begriff war, die 
Henne mit den goldenen Eiern zu schlachten. Perón 
hat erst in seinem zweiten Fünfjahresplan versucht, 
wieder zu einer normalen Linie zurückzukehren und 
der Landwirtschaft die Förderung zukommen zu lassen, 
die ihrer wirklichen Bedeutung entspricht. Die Revolu- 
tionsregierung unter General Aramburu, die sich infolge 
starker innerpolitischer Schwierigkeiten noch zu kei­
ner einheitlichen wirtschaftspolitischen Linie durchrin­

gen konnte, hat einen weiteren Schritt auf diesem 
W ege getan. Die wirtschaftliche Entwicklung des Lan­
des blieb jedoch w eiter rückläufig. Das Devisenauf­
kommen, das nach wie vor zu 95 ”/o aus Exporterlösen 
von Ackerbau und Viehzucht stammt, reicht nicht 
einmal aus, um den gegenwärtigen Einfuhrbedarf, ge­
schweige denn den zusätzlichen Investitionsbedarf, 
der für eine Norm alisierung und einen weiteren Aus­
bau der W irtschaft (Beseitigung der Engpässe auf dem 
Energie- und Transportsektor) erforderlich ist, zu 
dedsen. Das entscheidende Problem ist nach w ie vor 
die Steigerung der Ausfuhren, um das Devisenaufkom­
men zu erhöhen. Und das läßt sich nur durch eine Er­
höhung der landwirtschaftlichen Produktion erreichen.

STRUKTURELLE WIRTSCHAFTSKRISE

Die argentinische W irtschaftskrise läßt sich am besten 
an der Entwicklung des Volkseinkommens erkennen, 
obgleich dafür zuverlässige Schätzungen nur bis 1954 
vorliegen.
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